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AMTLICHER TEIL

Vereinbarung zwischen der Niedersächsi-
schen Landesregierung und den Kommu-
nalen Spitzenverbänden Niedersachsen
über die Kostentragung im Schulbereich
Bek. d. MK v. 12.12.2016 – 16.2- 81306 - 

II.

1.   Systemadministration

Nach der schulgesetzlichen Kostenlastverteilung in § 113 Abs. 1
Satz 1 NSchG haben die kommunalen Schulträger die sächli-
chen Kosten der öffentlichen Schulen zu tragen. Dazu ge -
hören grundsätzlich die Kosten für die PC-Ausstattung ein -
schließlich Wartung, Pflege und den barrierefreien Zugang.

Bei der ursprünglichen Entscheidung über die Kostenlastver-
teilung waren die hohen Kostenbelastungen durch den Ein-
satz neuer Medien im Unterricht nicht erkennbar. Vor diesem
Hintergrund zahlt das Land Niedersachsen nach § 5 Nieder-
sächsisches Finanzverteilungsgesetz – NFVG – an die Schul-
träger seit 2003 jährlich einen Betrag von 5 Mio. Euro als Zu-
schuss für die DV-Administration. Daneben werden aus dem
Landesbudget für berufsbildende Schulen in einem Umfang
von ca. 3,5 Mio. Euro in 50 Fällen Verträge und Personal für
die DV-Administration finanziert. Um die Kommunen bei der
Wahrnehmung dieser Aufgabe noch stärker zu unterstützen
und die Aufgaben- und Personalverantwortung zukünftig
beim zuständigen kommunalen Schulträger insgesamt zusam-
menzuführen, erhöht das Land den Betrag nach § 5 NFVG um
6 Mio. Euro jährlich ab dem Jahre 2017. Von diesen insgesamt
11 Mio. Euro werden 4,7 Mio. Euro an die Schulträger der öf-
fentlichen allgemein bildenden Schulen und 6,3 Mio. Euro an
die Schulträger der öffentlichen berufsbildenden Schulen je-
weils entsprechend ihrer Schülerzahlen verteilt.

Diesen Leistungen des Landes in Höhe von insgesamt 11 Mio.
Euro sind noch weitere Ausgaben für Landespersonal, das
schon heute eine umfangreiche Anwenderunterstützung im
Bereich des First Level Support in den Schulen leistet, hinzu-
zurechnen. Das Land bringt hierfür einen jährlichen Betrag
von 5 Mio. Euro in Ansatz. Die landesseitige Beteiligung an
der DV-Administration an Schulen beträgt somit ab 2017 ins-
gesamt 16 Mio. Euro.

Das Land geht davon aus, dass die kommunalen Schulträger
in gleicher Höhe Kosten für die Systemadministration tragen.
Die kommunalen Schulträger stellen entsprechend die Sys-
tem administration sicher.

Eine abschließende Umsetzung dieses Teilabschnittes der Ver-
einbarung ist nur möglich, wenn die kommunalen Träger der
betreffenden berufsbildenden Schulen die Verträge zur DV-
Administration sowie die für diese Aufgabe beim Land be-
schäftigten Personen übernehmen, die derzeit aus Landesmit-
teln finanziert werden. Erfolgt keine Übernahme durch die
kommunalen Schulträger, ist das Land berechtigt, etwaige
hierfür beim Land verbleibende Kosten für Systemadministra-
tion mit der entsprechend den Schülerzahlen anteiligen Fi-
nanzleistung an die jeweiligen Schulträger der berufsbilden-
den Schulen zu verrechnen.

III.

Die Vereinbarung steht unter dem Vorbehalt des Haushalts
und der Schaffung der gesetzlichen Ermächtigungen durch
den Niedersächsischen Landtag sowie der finanziellen Leis -
tungsfähigkeit der kommunalen Schulträger im Rahmen der
kommunalen Selbstverwaltung. Es wird vereinbart, nach Ab-
lauf von fünf Jahren die zugrunde liegenden Berechnungen zu
überprüfen und die Zahlungen ggf. anzupassen. �.
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